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A. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
 Rechtsgrundlagen 
 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 
I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) m.W.v. 
15.09.2021 

 
- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 

2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1802 

 
- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 

416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313) 
 
- Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geän-

dert durch Art. 3 G vom 14. Juni 2021; (BGBl. I S. 1802, 1808) 
 
- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 

(GBI. S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Dezember 2020 
(GBl. S. 1095, 1098) 

 
Planungsgrundlagen:  Bebauungsplan „Riedwiesen Ost 1. Erweiterung 1. Änderung“ vom 

XX.XX.2022 
 
 
1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 8 BauNVO)  

 
1.1. Gewerbegebiet (GE) 

- gem. § 8 BauNVO 
 

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 
Gewerbebetrieben. 
 

1.1.1. Nach § 1 Abs. 7 Nr. 1 BauNVO sind zulässig: 
1.   Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe 
2.   Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

 
1.1.2. Nach § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO sind nicht zulässig: 

1. Tankstellen 
2. Anlagen für sportliche Zwecke 
3. Einzelhandelsbetriebe 

 
1.1.3. Nach § 1 Abs. 5 i.V. mit § 1 Abs. 6 (1) BauNVO sind ausnahmsweise zulässig:  

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet sind. 
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2.  Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs: 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)  
 
2.1  Maximal zulässige Grundflächenzahl gem. Planeintrag. 
 
2.2  Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH). Diese wird als Höchstmaß mit max. 50 cm über der 

Oberkante des Straßenabschnittes festgelegt, an dem sich der Grundstücks- bzw. Ge-
bäudezugang befindet. 

 
2.3.  Maximale First- (FH) und max. Traufhöhe (TH) gem. Planeintrag maximal in Metern 

über der Bezugshöhe. Bezugshöhe ist die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH). Als 
Traufhöhe wird dabei die Höhenlage der Schnittkante der Gebäudeaußenwand mit der 
Oberkante der Dachhaut bzw. die Höhenlage der Verbindungslinie dieser Schnittkan-
ten an den Giebelseiten bzw. die Oberkante über der Bezugshöhe definiert. Als First-
höhe gilt der höchste Punkt der Dachkonstruktion eines Gebäudes. 

 
2.4 Zahl der Vollgeschosse gemäß Planeintrag 
 
2.5 Dachaufbauten für technische Anlagen sowie Kamine sind bis zu 2m über der angege-

benen Gebäudehöhe zulässig, sofern deren Grundfläche maximal 10% der Dachfläche 
in Anspruch nimmt. Von der Grundflächenbeschränkung von 10 % der Dachfläche aus-
genommen sind Anlagen zur Erzeugung von Solarenergie. 
 

 
3.  Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs: 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22-23 BauNVO) 
 
3.1  Baugrenzen 

entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen 
 

3.2 Bauweise 
Als Bauweise wird die offene (o) Bauweise nach §22 BauNVO festgesetzt.  

 
 
4.  Stellung baulicher Anlagen (§ 9 BauGB)  
 
4.1  Firstrichtung 

Es werden keine Firstrichtungen festgesetzt.  
 
 
5. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
5.1. Die öffentlichen Verkehrsflächen ergeben sich aus dem Eintrag im Plan. 
 
 
6.  Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15) entsprechend Planeintrag 
 
6.1  Private Grünfläche entsprechend Planeintrag 
 
 
7.  Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)  
 

Alle Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 
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8.  Stellplätze, Garagen und sonstige Nebenanlagen (§ 9 Abs 1 Nr. 4 BauGB)  
 
8.1 Stellplätze, Garagen und untergeordnete Nebenanlagen sind auch außerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 
 
9.  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege un d zur Entwicklung von 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, Nr. 25b BauGB)  
 
9.1 Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompe nsation 
 
1.  Der Erhalt der Gehölze im Norden der Fläche entlang des asphaltierten Feldweges, 

evtl. unter zweitweiser Verpflanzung während der Bauzeit, ist in der Detailplanung zu 
prüfen. Sollte dies z. B. für die Birke nicht möglich sein, ist im Falle der Umsetzung der 
Planung, die Gehölzrodung zwischen 1. Oktober und Ende Februar (gemäß § 39 
BNatSchG) durchzuführen. 

 
2.  Die in der ersten Erweiterung des BP Riedwiesen Ost grafisch festgelegten Bepflan-

zungen in den öffentlichen Grünflächen am Rand sind umzusetzen, zu pflegen und 
langfristig zu erhalten. 

 
3.  Innerhalb des Plangebietes sind 6 standorttypische Laubbäume II. Ordnung oder min-

destens 4 standorttypische Bäume I. Ordnung zu pflanzen und bei Abgang gleichwertig 
zu ersetzen. 

 
Weitere allgemeingültige Empfehlungen sollten möglichst in den textlichen Teil des Bebau-
ungsplans übernommen werden: 

 
4.  Die Erschließungs- und Versiegelungsflächen sind auf das absolut erforderliche Maß 

zu reduzieren und mit versickerungsfähigen Materialien zu befestigen. Die Wiederver-
wertung von Bodenaushub und der Schutz von Mutterboden sind zu gewährleisten. 
Auf die Begrenzung des Baufeldes und die flächenschonende Nutzung des Grund-
stücks während der Bauzeit ist zu achten. 

 
5.  Die Grün- und Freiflächen sind naturnah auszubilden. Die Verwendung gebietsheimi-

scher Gehölze wird empfohlen, auf immergrüne Ziergehölze ist möglichst zu verzich-
ten. Siehe hierzu auch die Pflanzliste. 

 
6.  Hangsicherungen sollten möglichst mit Natur-Bruchsteinen mit offenen Fugen ausge-

führt werden. Ist aus statischen Gründen eine massive Hangsicherung mit Beton (Ort- 
oder Spritzbeton) notwendig, so ist diese zu mindestens 60 % mit entsprechenden 
Kletterpflanzen zu begrünen. 

 
7.  Auf Grundstückseinzäunungen ist möglichst zu verzichten. Sollten Einzäunungen not-

wendig sein, sind diese am Boden durchlässig mit einem Mindestabstand von 20 cm 
vom Boden auszuführen um die Lebensraumzerschneidung von Klein- und Mittelsäu-
gern zu minimieren. 

 
8.  Eine ortstypische Gebäudeausbildung wird empfohlen. Bei größeren Fensterflächen 

wird der Einbau reflexionsarmen Glases empfohlen, um die Spiegelungen in die freie 
Landschaft und den Vogelschlag zu minimieren. An großflächigen Glasfassaden und 
Fensterflächen sind geeignete Maßnahmen gegen Vogelschlag zu ergreifen. Es wird 
auf die Broschüre "Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht" der Schweizerischen 
Vogelwarte Sempach hingewiesen. 
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9.  Eine extensive Dachbegrünung von flach geneigten Dächern mit mind. 10 cm Dach-
gartensubstrat mit einer Wiesen-Kräuter-Sedum-Mischung wird zumindest auf den Ne-
bengebäuden ausdrücklich empfohlen. 

 
10.  Die Anlage von Photovoltaikanlagen auf Dachflächen wird ausdrücklich empfohlen. 
 
11.  Ausschluss von Steingärten und –schüttungen: Flächenhafte Stein-/ Kies-/ Split- und 

Schottergärten oder -schüttungen sind nach § 9 Landesbauordnung unzulässig. Davon 
ausgenommen sind Steingarten- oder Alpinumbepflanzungen im klassischen Sinn. Die 
nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit diese Flächen nicht für eine andere 
zulässige Verwendung benötigt werden, mit offenem oder bewachsenem Boden als 
Grünflächen anzulegen. 

 
12.  Bei Außenbeleuchtungen ist auf eine insektenfreundliche Beleuchtung (LED- oder Nat-

riumdampfhochdrucklampen mit langwelligem gelblichem Lichtspektrum) und auf Ge-
häuse ohne Fallenwirkung zu achten. Eine Abstrahlung der Beleuchtung in die freie 
Landschaft ist zu vermeiden. 

 
13.  Licht- und Lüftungsschächte am Haus sollen durch bauliche Maßnahmen (z. B. Abde-

ckung mittels feinmaschigem Gitter, Einbau von Aufstiegsrampen) als Fallen für Klein-
tiere (insbesondere Käfer und andere Insekten) entschärft werden. 

 
14.  Die Rückhaltung und Nutzung des anfallenden Regenwassers wird empfohlen. 
 

Die Bäume und Sträucher sind dauerhaft zu pflegen und zu schützen und bei Abgang 
oder Fällung durch Neupflanzungen einer vergleichbaren Art zu ersetzen. Geeignete 
Gehölzarten enthält die beigefügte Pflanzliste. 

 
 
10. Pflichten des Eigentümers gem. § 126 Abs. 1 BauGB 
 

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuch-
tungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des 
Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf sei-
nem Grundstück zu dulden. Er ist vorher zu benachrichtigen. 

 
 
11.  Grenzen  
 
11.1  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches gem. Planeintrag (§ 9 (7) BauGB) 
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Pflanzliste 
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Hinweise und Empfehlungen 
 
 Bodenschutz  

Die folgenden Hinweise sollen dazu dienen, die Erhaltung des Bodens und seiner 
Funktion zu sichern. Insbesondere ist bei Baumaßnahmen auf einen sparsamen und 
schonenden Umgang mit dem Boden zu achten. 

  
 Allgemeine Bestimmungen: 

Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Mutterboden abgetragen 
wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. Unnötiges Be-
fahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflächen ist nicht zuläs-
sig. 
Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt beim 
Befeuchten nach) und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 
Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Mut-
terboden und Unterboden durchzuführen. 
Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des Massen-
ausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des Urgeländes nicht 
überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für die Auffüllung ist aus-
schließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 
Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen. Er darf nicht als An- bzw. Auf-
füllmaterial (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben usw.) benutzt werden. 
Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder erheb-
liche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden können, 
sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden. 

  
 Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden: 

Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in Anspruch 
genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zu verwenden (Grünanla-
gen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oder wiederverwertbar auf geeigneten 
Flächen in Mieten zwischenzulagern. 
Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m hoch 
locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet ist. 
Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auflocke-
rung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausreichender Wur-
zelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versickerung von Oberflächen-
wasser gewährleistet sind. 
Die Auftragshöhe soll 20 cm bei Grünanlagen und 30 cm bei Grabeland nicht über-
schreiten.  

 
 Bodendenkmalschutz   

Sollten bei Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt 
werden, sind gemäß § 20 DSchG die Denkmalschutzbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Kera-
mikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auf-
fällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige 
in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit ei-
ner Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäolo-
gischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.  
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Geotechnik 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründunghorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 – unter besonderer Berücksichtigung der möglichen bergbaulichen Einwirkungen 
(siehe Abschnitt „Bergbau“) – durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird 
darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen da-
raus erfolgt. 
 

 Schutz des Grundwassers   
Erdarbeiten oder Bohrungen, die so tief in den Boden eindringen, dass sie Auswirkun-
gen auf das Grundwasser haben können bzw. tiefer als 10 m in den Boden eindringen, 
sind dem Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis – Amt für Umwelt, Wasser- und Bo-
denschutz – gemäß § 49 Abs. 1 WHG i. V. m. § 43 Abs. 1 WG spätestens einen Monat 
vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen. 
Sofern bei Erschließungsmaßnahmen unbeabsichtigt Grundwasser angetroffen wird, 
ist dies gemäß § 49 Abs. 2 WHG i. V. m. § 43 Abs. 6 WG unverzüglich dem Landrats-
amt Schwarzwald-Baar-Kreis – Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz – anzuzei-
gen und die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, einstweilen einzustellen. 
Auf Hausdrainagen ist grundsätzlich zu verzichten. Bauteile unterhalb des höchsten 
Grundwasserstandes sind wasserdicht und auftriebssicher auszuführen (z. B. „weiße 
Wanne", auskragende Kellerbodenplatte etc.). Zur Herstellung der Abdichtung von 
Baukörpern/Bauteilen o. Ä. dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine 
Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist. Drän- oder Quellwasser darf 
keinesfalls an die Schmutz-/Mischwasserkanalisation angeschlossen werden. 
Bei allen Maßnahmen, die zur Erschließung von Grundwasser führen, sind die gesetz-
lichen Vorschriften des Grundwasserschutzes zu beachten.  
 
Abwasserentsorgung  
Die Entwässerung ist im Trennsystem geplant. Hinsichtlich einer geordneten Abwas-
serableitung wird auf die örtliche Abwassersatzung hingewiesen.  

 
Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen au f Dachflächen §8a (KSG BW) 
Beim Neubau von Nichtwohngebäuden ist auf der für eine Solarnutzung geeigneten 
Dachfläche eine Photovoltaikanlage zur Stromerzeugung zu installieren, wenn der 
Antrag auf Baugenehmigung ab dem 1. Januar 2022 bei der zuständigen unteren 
Baurechtsbehörde eingeht oder ab diesem Zeitpunkt im Kenntnisgabeverfahren die 
vollständigen Bauvorlagen bei der Gemeinde eingehen. Ausgenommen von dieser 
Pflicht sind abweichend von § 3 Absatz 4 dieses Gesetzes Gebäude, bei denen der 
Wohnanteil 5 Prozent der Geschossfläche überschreitet… 
 
Zeitpunkt von Gehölzrodungen  
 Bäume und Sträucher dürfen entsprechend der Vorgabe des BNatSchG nicht in der 
Zeit zwischen 1. März bis zum 30. September abgeschnitten, auf den Stock gesetzt, 
oder beseitigt werden. 

 
Baumschutzmaßnahmen  
 Während der Durchführung von Erd- und Bauarbeiten sind Vegetationsflächen, Pflan-
zenbeständen und Bäume, einschließlich ihres Wurzelraumes (Kronentraufbereich zu-
züglich 1,5 m) gemäß DIN 18920 zu sichern. In Bereichen, in denen die Bauarbeiten 
bis unmittelbar an den Wurzel- und/oder Kronenbereich der Bäume heranreichen, sind 
vor Beginn der Bauarbeiten einzelfallbezogene Baumschutzmaßnahmen (z. B. 
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Stammsicherung, Erstellung eines Wurzelvorhangs, Kronenrückschnitt) in Abstim-
mung mit der Stadt Niedereschach festzulegen. 

 
Altlasten  
Offenkundige, bislang unbekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder 
schädlicher Bodenveränderung im Zuge der geplanten Bebauung sind der Unteren 
Bodenschutz- und Altlastenbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

 
 
 
 
Niedereschach, XX.XX.2022 
 
 
 
Martin Ragg 
Bürgermeister 
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C. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
 
Rechtsgrundlage  
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313) 
 
1. Dachform, Dachneigung 
 
1.1. Dachform bei Haupt- und Nebengebäuden 

Freibleibend, die max. Gebäudehöhen sind im zeichnerischen Teil festgesetzt.  
 
 
2. Äußere Gestaltung 
 
2.1 Dächer 

Dacheindeckungen sind in nicht glänzenden Materialien und gedeckten, dunklen Farbtö-
nen auszuführen. Grelle oder reflektierende Oberflächen mit Ausnahme von Solaranla-
gen sind nicht zulässig. 

 
2.2 Außenverkleidungen 

Die Außenverkleidungen müssen gedeckte Farbtöne haben. Die Verwendung von natur- 
belassenen Faserzement- und Metallverkleidungen sind unzulässig. 
 

 
3. Entwässerung 

 
Die Realisierung der Maßnahmen hinsichtlich der Entwässerungseinrichtungen ist 
durch geeignete Genehmigungsunterlagen nachzuweisen.  
Eine entsprechende Fachplanung ist im Zuge des Bauantragverfahrens vorzulegen.  
 
 

4. Einfriedung (Maßnahme M12 UB) (§ 74 Abs. 1 LBO) 
 

Als Einfriedungen sind offene Metall- und Holzzäune entlang der Erschließungsstraßen 
bis 1,20 m Höhe und im übrigen Bereich bis 2,00 m Höhe zulässig. Diese sind bei fehlen-
dem Seitenstreifen 0,50 m hinter den Fahrbahnrand (Bordstein) zurückzusetzen.  
Maschendraht und Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig. Die Verwen-
dung von Stacheldraht ist unzulässig. Der Abstand von Hecken und Hinterpflanzungen 
zur öffentlichen Verkehrsfläche muss mindestens 0,50 m betragen. 
Es sind ausschließlich Hecken aus Laubgehölzen zulässig. Geeignete Arten für Hecken 
enthält die der Begründung beigefügte Pflanzliste. 
Holzzäune sind nur als Latten- oder Bretterzäune mit stumpfen Enden zulässig. 
Auf geschlossene Einfriedungen ist möglichst zu verzichten. Zumindest aber sind Einzäu-
nungen am Boden durchlässig, mit einem Mindestabstand von 20 cm (besser 30 cm) vom 
Boden auszuführen, um die Lebensraumzerschneidung von Klein- und Mittelsäugern zu 
minimieren. 
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5.  Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 
 
Werbeanlagen sind: 
- nur an der Stätte der Leistung, 
- nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche, 
- nur bis zur Traufhöhe zulässig. 
 
Die Gesamtlänge der Werbeanlagen je Gebäudeseite darf 25 % der jeweiligen Fassa-
den, bzw. eine maximale Länge von 15,0 m nicht überschreiten. 
 
 

6.  Freileitungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 
 
Freileitungen sind innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches nicht zulässig. 

 
 
7. Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer aufgrund von § 74 LBO ergan-
genen Bestandteilen dieser Satzung zuwiderhandelt. 

 
 
8. Bestehende Vorschriften 
 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden die seither innerhalb des Geltungs-
bereiches bestehenden Vorschriften aufgehoben.  
 
 
 

Niedereschach, XX.XX.2022 
 
 
 
Martin Ragg 
Bürgermeister 

 


